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Zusammenfassung Das Kernanliegen dieses Beitrags ist die empirische Über-
prüfung der Rolle partizipativer Online-Verfahren für die Akzeptanz verbindlicher
Entscheidungen anhand eines bislang einzigartigen internetvermittelten Partizipati-
onsverfahrens einer deutschen Universität. Auf Grundlage von Aktivitätsdaten der
Online-Beteiligungsplattform, einer Befragung der Betroffenen sowie der Beobach-
tung des Entscheidungsprozesses wird gezeigt, dass solche Verfahren inklusive, ef-
fektive und transparente Beteiligung sowie Regelungen von hoher Qualität ermögli-
chen können, und damit insgesamt zu großer Akzeptanz bei den Betroffenen führen.
Während das Erreichen dieses Legitimitätsniveaus im Rahmen eines herkömmlichen
Verfahrens ohne Online-Partizipation mit deutlich größeren Herausforderungen ver-
bunden ist, bleibt auch im Online-Verfahren die Partizipation auf eine Minderheit
beschränkt und fehleranfällig. Trotz der günstigen Voraussetzungen im untersuchten
universitären Kontext können die Ergebnisse beispielhaft für die Möglichkeit stehen,
elektronische Beteiligungsverfahren auch in anderen Organisationen und Kontexten
einzusetzen, beispielsweise in Parteien.
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The impact of online participation on the legitimacy of democratic deci-
sions
An empirical investigation of a case of university rulemaking

Abstract The focus of this article is an empirical examination of the effects of
participatory online processes on acceptance of binding decisions, analysed in the
context of a unique internet-mediated participation process at a German university.
Based on platform log data, a survey of those affected and observations of the
decision-making process it is shown that such procedures can enable effective, in-
clusive and transparent participation that results in a high quality of the final decision
and which translates into high satisfaction amongst those affected. Achieving such
results through traditional decision-making processes represents a significant chal-
lenge, still, also the online participation process is not fail-safe and only a minority
of people participate. Despite the favourable context of the university the reported
results are exemplary for the viability using of electronic means of participation
within other organisations and contexts, such as political parties.

Keywords Online participation · Legitimacy · Norm setting · Examination
regulations

1 Einleitung

Im Fokus dieses Beitrages steht die Frage, ob Partizipation über das Internet ein
geeignetes Mittel sein kann, um Legitimität von demokratischen Entscheidungen
herzustellen. Im politischen Bereich kann der verstärkte Fokus auf Partizipation als
der Einbeziehung von Betroffenen in die Entscheidungsfindung als Versuch einer
Antwort auf eine Krise der Demokratie verstanden werden. Als krisenhaft werden
dabei sowohl das Partizipationsniveau und die Zusammensetzung der Teilnehmenden
interpretiert, als auch das sinkende Vertrauen in die mit Entscheidungen betrauten
Institutionen, das sich nicht zuletzt aus einem wahrgenommenen Defizit an der Qua-
lität dieser Entscheidungen speist. Der partizipative Schwerpunkt ist nicht neu, doch
kommt der Partizipation über das Internet eine besondere Rolle zu. Dies ist vor allem
darin begründet, dass die durch das Internet gegebenen Möglichkeiten zur zeit- und
ortsasynchronen Kommunikation eine Chance bieten, die klassischen technischen
und organisatorischen Hindernisse von Partizipationsprozessen zu überwinden. So
erscheint es mit Hilfe der Technologie mittlerweile möglich, größere Gruppen von
Menschen zu erreichen, sie sinnvoll in Interaktion treten und Entscheidung treffen
zu lassen (Coleman und Blumler 2009). Demgegenüber gibt es Befürchtungen, dass
die Zugangs- und Nutzungsvoraussetzungen des Internets bestehende partizipative
Ungleichheiten verstärken (Norris 2001), dass Clicktivism etablierte und vermeint-
liche effektivere Formen von Partizipation verdrängt (Karpf 2010; Shulman 2009)
und dass neue Möglichkeiten der Manipulation geschaffen werden (Halderman et al.
2014). Uneinigkeit herrscht nicht zuletzt in der Frage, ob das Netz Diskussionen er-
möglichen kann, die dem Ideal der Deliberation nahe kommen (Coleman und Blum-
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ler 2009), oder ob Netzdiskurse grundsätzlich zu Oberflächlichkeit, Echokammern
und Inzivilität neigen (Sunstein 2001; Buchstein 1996).

Das Kernanliegen dieses Beitrages ist die empirische Überprüfung zentraler Er-
wartungen – sowohl positiver als auch negativer Art – an die Rolle digitaler Me-
dien für Partizipationsprozesse. Die vorliegende Arbeit möchte dazu einen Beitrag
durch die Evaluation eines realen Online-Partizipationsverfahrens leisten. Grundlage
der Untersuchung ist ein internetvermitteltes Beteiligungsverfahren an der Mathe-
matisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät einer deutschen Universität, bei dem die
Neugestaltung der Promotionsordnung nicht wie üblich lediglich innerhalb des Fa-
kultätsrates, sondern in einem Diskussionsprozess mit allen betroffenen Gruppen
ausgehandelt und entwickelt wurde. Das Verfahren mündete in einer für die ge-
samte Fakultät verbindlichen Promotionsordnung. Nach einer zusammenfassenden
Darstellung des Forschungsstandes wird im Folgenden auf Grundlage umfangreicher
empirischer Daten detailliert die Beteiligung am Verfahren, der Prozess der Entschei-
dungsfindung sowie die Qualität des Verfahrens und seiner Ergebnisse beschrieben.
Im Anschluss daran werden die Ergebnisse in einer vergleichenden Perspektive
interpretiert sowie die Möglichkeiten und Grenzen der vorliegenden Forschung dis-
kutiert.

2 Forschungsstand

2.1 Partizipation & Legitimität

Die Legitimitätskrise moderner repräsentativer Demokratien betrifft alle drei po-
tentiell legitimitätsstiftenden Aspekte von Politik. So stellt Kneuer (2014, S. 12)
fest:

Die Unzufriedenheit der Bürger mit den Ergebnissen politischer Entscheidun-
gen (output) geht dabei einher mit ihrer Kritik an deren Zustandekommen
(throughput), also an dem Entscheidungsprozess selbst, und an der als defi-
zitär empfundenen Möglichkeit, auf die Entscheidungen Einfluss zu nehmen
(input).

In Orientierung an dem auf Scharpf (1970) aufbauenden Modell von Schmidt
(2013) werden hier unter Input die konkreten Möglichkeiten zur Beteiligung ver-
standen, unter Throughput die Offenheit des Prozess der Entscheidungsfindung für
betroffene Interessen, die Effektivität des Verfahrens zur Herstellung einer Ent-
scheidung sowie dessen Transparenz. Unter Output soll schließlich die Qualität der
konkreten Ergebnisse verstanden werden, d. h. die Effektivität der Regelungen bzw.
deren Übereinstimmung mit der Meinung der Betroffenen.

Unter den Strategien zur Bewältigung dieser Krise nimmt der Versuch einer stär-
keren Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger die wichtigste Rolle ein. Dies geht
zurück auf die partizipativen Demokratietheorien der zweiten Hälfte des letzten Jahr-
hunderts (Pateman 1970; Barber 1984). Durch eine Ausweitung der Möglichkeiten
zur Beteiligung, sollen zunächst einmal mehr bzw. eine vielfältigere oder gar reprä-
sentative Gruppe von Personen tatsächlich Input geben. Durch mehr Möglichkeiten
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zur Mitbestimmung im Prozess erwartet man eine höhere Akzeptanz – auch von
unliebsamen Ergebnissen. Gleichzeitig ist die Annahme, dass durch „bessere“ Pro-
zesse – die sich z. B. durch Inklusivität, Transparenz, und Effektivität auszeichnen,
sowie den zusätzlichen Input – schließlich bessere Entscheidungen (Output) treffen
lassen, die dann wiederum die Akzeptanz erhöhen.

In der empirischen Forschung lassen sich dafür in der Tat Belege finden: Di-
rektdemokratische Prozesse, die damit mehr Input und einen tatsächlichen Einfluss
auf Entscheidungsprozesse herstellen, führen zu höherer Internal (Stutzer und Frey
2006) und External Political Efficacy (Bowler und Donovan 2002) und damit zu
Legitimität für das politische System (Esaiasson, Gilljam, und Persson 2012). Pro-
zesse, die als fair und transparent bewertet werden, führen zu höherer Akzeptanz
auch unwillkommener Ergebnisse (Tyler 2000; Bertelsmann Stiftung 2014). Aus
systematischen Untersuchungen von Planungsprozessen ist bekannt, dass durch die
Einbeziehung von Betroffenen in die Entscheidungsfindung in der Tat bessere Ent-
scheidungen erzielt wurden, die in stärkerem Einklang mit den Präferenzen aller
Beteiligten standen (Dietz und Stern 2008; Newig et al. 2012; Gonçalves 2014).

Gleichzeitig stehen Befürwortern von mehr Partizipation kritische Stimmen ge-
genüber. Diese heben insbesondere hervor, dass viele Partizipationsmöglichkeiten,
und zwar auch direktdemokratische, in der Regel nur durch wenige Personen wahr-
genommen werden. Die Entscheidung für oder gegen die Teilnahme ist wiederum
durch starke soziale Ungleichheiten gekennzeichnet, so dass vor allem ressourcen-
starke und überdurchschnittlich interessierte Akteure durch ihre Partizipation an
Entscheidungsfindungen mitwirken (Schäfer 2010; Steinbrecher 2009). Nicht nur
diese unausgewogene Vertretung von Interessen bedroht die Prozess- und Ergebnis-
legitimität, sondern auch der den Bürgerinnen und Bürgern unterstellte Mangel an
Expertise, sich mit der betreffenden Materie auseinanderzusetzen oder das Gemein-
wohl (statt ihr individuelles Wohl) zu verfolgen. Mit der durch direktdemokratische
Entscheidungsverfahren häufig einhergehenden Benachteiligung von Minderheiten
lassen sich auch dafür empirische Belege finden (Gamble 1997). Daran knüpfen sich
auch generelle Bedenken gegenüber direkteren Beteiligungsformen, die die reprä-
sentative Demokratie und ihre Errungenschaften in Gefahr sehen, und zum Beispiel
Manipulationen fürchten (für einen Überblick siehe Mayer et al. 2005). Die Frage
ist also weniger ob, sondern unter welchen Umständen mehr Partizipation zu mehr
Legitimität führen kann.

2.2 Online-Partizipation

Die Debatte um das Für und Wider von mehr Partizipation hat durch die breite Ver-
fügbarkeit des Internets neue Nahrung bekommen. Die grundsätzlichen netzoptimis-
tischen und netzpessimistischen Erwartungen sollen hier nicht detailliert wiederholt
werden. Mittlerweile kann man auf eine ganze Reihe von Studien zur Frage der
Mobilisierung zur politischen Partizipation durch das Internet zurückblicken, die im
Aggregat bestenfalls kleinere Mobilisierungseffekte zeigen, vor allem aber eher ein
Vergrößern als ein Schließen der Repräsentationslücken verzeichnen (vgl. exempla-
risch Escher 2013). Allerdings sind die Möglichkeiten, das Internet zu politischer
Partizipation zu nutzen, sehr vielfältig mit jeweils spezifischen Voraussetzungen und
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Folgen. Der vorliegende Beitrag fokussiert sich daher ganz bewusst auf den Bereich
der Normsetzung im Sinne der Erstellung kollektiv verbindlicher Entscheidungen
und Regeln, sowie der Rolle, die digitale Partizipationsprozesse dafür spielen. Der
Fokus liegt hierbei auf Normen in Form von Gesetzen und Verordnungen oder auf
der Grundlage vertraglicher Abmachungen, die eine förmliche Rechtsverbindlich-
keit besitzen. Insgesamt ist die Frage zu stellen, ob durch solche internetvermittel-
ten Normsetzungsprozesse überhaupt mehr Personen erreicht werden, und wie diese
Verfahren hinsichtlich der Akzeptanz der Prozesse und der Qualität der Ergebnisse
bewertet werden können. Mittlerweile kann schon auf mehr als eine Dekade von
Versuchen demokratischer Institutionen zurückgeblickt werden, etablierte Normset-
zungsprozesse zur Mitwirkung auf digitalem Wege zu öffnen. Dennoch befindet sich
die empirische Überprüfung der tatsächlichen Auswirkungen von Online-Partizipa-
tion noch im Anfangsstadium (Kubicek et al. 2011). Dabei lassen sich drei Gruppen
von Verfahren unterscheiden:

Zunächst sind Verfahren zu nennen, in denen es vor allem darum geht, es Bür-
gerinnen und Bürgern zu erleichtern, Input in den Normsetzungsprozess zu geben.
Dazu zählen an erster Stelle Online-Petitionssysteme, die mittlerweile zu den am
meisten eingesetzten und genutzten Online-Partizipationsverfahren gehören (Böhle
und Riehm 2013). Dabei zeigt sich aber, dass die Petenten wenig repräsentativ für
die Gesamtbevölkerung sind und dass die Zufriedenheit der Petenten im Verlauf des
Verfahrens ab- statt zunimmt, nicht zuletzt aufgrund der geringen formalen Mitwir-
kungsmöglichkeiten und der in der Regel negativen Bescheide (Escher und Riehm
2016; Carman 2010).

Eine zweite Gruppe von Online-Verfahren versucht durch Online-Partizipation
vor allem eine höhere Qualität des Outputs zu erzielen, zum Beispiel in dem bislang
unberücksichtigte Sachverhalte Eingang in neue Regelungen finden, oder diese bes-
ser an die Bedürfnisse der Betroffenen angepasst werden. Dazu zählen insbesondere
Konsultationsprozesse von Legislative und Exekutive. In einem frühen Pilotprojekt
des britischen Parlaments wurden dafür beispielsweise gezielt Betroffene geplan-
ter Gesetzgebungsvorhaben rekrutiert und diesen die Möglichkeit zur Deliberation
mit Abgeordneten eingeräumt. Dies führte zu einer Verbesserung der endgültigen
Normen (Coleman 2004). Ähnlich positive Auswirkungen auf die Qualität der be-
schlossenen Normen haben Versuche des US Patent and Trademark Office gezeigt,
in der mittels Crowdsourcing der Stand der Technik („prior art“) identifiziert wer-
den sollte (Allen et al. 2012). Umfangreich untersucht wurden auch die mittlerweile
etablierten Möglichkeiten, zu Regelungsvorhaben von US Bundesbehörden online
Stellungnahmen abzugeben. Auch diese haben gezeigt, dass es dadurch grundsätz-
lich möglich ist, neue Personen zur Teilhabe zu motivieren und neue Erkenntnisse in
die Regelungen zu integrieren (Stanley und Weare 2004; Shulman 2003). Gleichzei-
tig zeigen diese Erkenntnisse mit e-Rulemaking auch die grundsätzlichen Probleme
dieser Online-Konsultationsverfahren. So erhöht sich ohne gezielte Rekrutierung
allein aufgrund des Online-Kanals die Beteiligung nicht (Coglianese 2006; Bal-
la und Daniels 2007). Weiterhin tragen diejenigen, die partizipieren, in der Regel
kaum neue Erkenntnisse bei, die sich positiv auf das Endergebnis auswirken (Shul-
man 2009; Shulman 2006), unter anderem da zwischen den Partizipierenden kaum
deliberative Prozesse stattfinden und das reine Meinungsäußern überwiegt (Figuei-

K



T. Escher, U. Rosar

redo 2006, S. 992). Nicht zuletzt sorgt die Unverbindlichkeit der Partizipation zu
Unzufriedenheit mit dem Prozess und beeinflusst damit dessen Legitimität negativ
(Coleman 2002). In Deutschland kamen solche konsultativen Verfahren zum Bei-
spiel bei der Enquete-Kommission „Internet und digitale Gesellschaft“ (Deutscher
Bundestag 2013) oder bei der Überarbeitung der Hochschulgesetzgebung in Nord-
rhein-Westfalen zum Einsatz (Rieck und Märker 2012; Ruesch et al. 2013). Selbst
die öffentlichkeitswirksamen Programmdebatten der deutschen Piratenpartei haben
bestenfalls konsultativen Einfluss und sorgen damit auch für weniger Akzeptanz
solcher Prozesse (Bullwinkel und Probst 2014).

Eine dritte Gruppe von Online-Verfahren versucht eben diese Verbindlichkeit zu
erhöhen, indem der Fokus auf transparenteren und offeneren bzw. verbindlicheren
Prozessen (Throughput) liegt, die die gemeinsame Deliberation der Bürgerinnen
und Bürger ermöglichen sollen. Die Verbindlichkeit ist dabei aber in der Regel auf
eine Agenda-Setting Funktion beschränkt, in dem Initiativen von Bürgerinnen und
Bürgern bei Erfüllung eines bestimmten Quorums die Behandlung in den formal
legitimierten, repräsentativen Gremien zugesichert wird. Populäre Beispiele dafür
sind die TOM Plattform in Estland (Glencross 2009), die finnische Citizens’ Initia-
tive (Christensen et al. 2015), der Versuch der Reform der isländischen Verfassung
(Landemore 2015), oder das deutsche Liquid Friesland (Diefenbach 2013). Die Aus-
wertung dieser Prozesse zeigt, dass die Ergebnisse tatsächlich qualitativ als relativ
hochwertig einzuschätzen sind, allerdings ist die Beteiligung daran gering und we-
nig repräsentativ. In Verbindung mit der beschränkten Einflussnahme konstatieren
die Untersuchungen daher per Saldo immer eine größere Unzufriedenheit der Betei-
ligten, da die geweckten Erwartungen und Versprechungen nicht eingelöst werden
konnten.

In allen beschriebenen Verfahren gibt es Indizien dafür, dass Online-Partizipation
positive Effekte auf die verschiedenen Legitimitätsdimensionen haben kann. Aller-
dings gibt es bislang kein dokumentiertes Verfahren, in dem alle drei Dimensionen
umgesetzt wurden: die Betroffenen also durch ein hohes Maß an Partizipation Input
gegeben haben, an der Entscheidungsfindung in transparenter und effektiver Form
beteiligt waren und das Ergebnis am Ende den Maßstäben an Qualität genügt hät-
te. Während man also insgesamt den legitimitätsstiftenden Effekt von Partizipation
nicht in Frage stellt – sondern es darum geht, auf welche Weise man diese Parti-
zipation am effektivsten ermöglichen kann – muss für Online-Partizipation dieser
Nachweis überhaupt erst noch erbracht werden.

Auf den Punkt gebracht lautet die Grundfrage daher, ob durch Normsetzungsver-
fahren, die den Betroffenen mit Hilfe des Internets eine kooperative Entwicklung
von Normen ermöglichen, die Legitimität von Entscheidungen sichergestellt wird,
verstanden als Akzeptanz der Entscheidung durch die von der Regelung Betrof-
fenen. Konkret verfolgt dieser Beitrag in Orientierung am eingangs beschriebenen
Legitimitätsmodell drei miteinander verbundene Fragestellungen. Diese lauten im
Einzelnen:
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Kann durch ein internetvermitteltes kooperatives Normsetzungsverfahren ...

1. ... ausreichende Partizipation am Normsetzungsprozess hergestellt werden?
2. ... die offene, transparente und effektive Beteiligung am Entscheidungsprozess

sichergestellt werden?
3. ... eine Norm von hoher Qualität entwickelt werden?

Je eher dieser Fragen positiv zu beantworten sind, desto höher sollte die subjektive
Legitimität des Prozesses und seiner Ergebnisse sein. Zusätzlich ist von Interesse,
welche Faktoren diese drei Legitimitätsdimensionen beeinflussen. Zur Untersuchung
dieser Frage wurde durch die Forschungsgruppe ein eigenes internetvermitteltes
Normsetzungsverfahren designt und implementiert, das an einer Universität durch-
geführt wurde und im nächsten Abschnitt näher vorgestellt werden soll. Das Ziel
dieses Beitrages ist die Untersuchung einer Fallstudie mit kritischer Bedeutung (Yin
2009, S. 74). Wenn sich auch in dem noch zu erläuternden partizipationsbegüns-
tigenden Kontext wie der Universität keine der erwarteten positiven Effekte von
Online-Partizipation einstellen, dann sollte das Potential für Online-Partizipation in
anderen Kontexten noch deutlich geringer sein.

3 Verfahren

3.1 Überblick des Verfahrens

Grundlage der Untersuchung ist ein internetvermitteltes Beteiligungsverfahren an
der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät einer deutschen Universität. Die
Fakultät hat über 1000 akademische Beschäftige und vereint so unterschiedliche Fä-
cher wie Biologie, Informatik und Psychologie. Im Mittelpunkt des Verfahrens stand
die Neugestaltung der Promotionsordnung, auf deren Grundlage jedes Jahr 200 bis
250 Doktorandinnen und Doktoranden an der Fakultät promovieren. Traditionell
wird die Promotionsordnung vom Dekanat in Abstimmung mit den einzelnen Fach-
bereichen entwickelt und schließlich vom Fakultätsrat diskutiert und verabschiedet.
Allerdings wurden gerade die Empfehlungen der Wissenschaftsorganisationen be-
züglich der Verbesserung der Promovierendenbetreuung (siehe Anhang B) in den
einzelnen Fachbereichen sehr unterschiedlich bewertet. Auf Initiative des Prodekans
der Fakultät wurde daher ein Online-Verfahren zur Unterstützung des Neuentwick-
lungsprozesses entwickelt und im Januar 2013 vom Fakultätsrat beschlossen, das
allen betroffenen Gruppen die Möglichkeit zur Diskussion und Mitentwicklung ein-
räumte. Dieses Verfahren wurde von einer Forschergruppe initiiert, entwickelt und
implementiert, zu dem neben den Autoren dieses Beitrages u. a. auch der Prodekan
der Fakultät gehörte.

Daraufhin wurde im zweiten Halbjahr 2013 ein Online-Beteiligungsverfahren
durchgeführt, zu dem alle Mitglieder der Professorenschaft, der Gruppe der Promo-
vierenden und des akademischen Mittelbaus1 sowie ausgewählte Vertreterinnen und

1 Im Rahmen dieses Artikels wird mit Mittelbau die Gruppe der Postdoktorandinnen und Postdoktoranden
bezeichnet.
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Tab. 1 Überblick über die Phasen des Online-Beteiligungsverfahrens

Phase Thema Beteiligungsmöglichkeit Dauer

1 Diskussion der Grundsätze Online 3 Wochen

2 Zusammenfassung der Grundsätze Keine, nur Dekanat 1 Woche

3 Diskussion der Zusammenfassung Online 2 Wochen

4 Entwurf der neuen Promotionsord-
nung

Keine, nur Dekanat 3 Wochen

5 Diskussion des Entwurfes Online 3 Wochen

6 Verabschiedung des Entwurfs Offline, nur Mitglieder des
Fakultätsrates

Fakultätsrats-
sitzung

Vertreter der Studierenden, der strukturierten Promotionsprogramme sowie die in
der Fakultäts- und Universitätsverwaltung mit Promotionsangelegenheiten befassten
Personen eingeladen wurden. Der Prozess selbst war in mehrere Phasen unterteilt.
Zu Beginn wurden vom Dekanat allgemeine Grundsätze zur Diskussion gestellt,
beispielsweise die Frage, ob Promotionen künftig benotet werden, inwieweit Dis-
putationen öffentlich stattfinden, und ob Betreuungsvereinbarungen abgeschlossen
werden sollen. Diese Eckpunkte konnten durch die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
mit Zustimmung oder Ablehnung bewertet sowie kommentiert werden. Zusätzlich
konnten eigene Vorschläge für Diskussionspunkte gemacht werden. Auf Basis des
Inputs wurde durch das Dekanat eine Aggregation der einzelnen Vorschläge zu
einer in sich widerspruchsfreien Menge vorgenommen, die wiederum online zur
Diskussion gestellt wurde. Aufgrund der dazu eingegangenen Rückmeldungen wur-
de vom Dekanat ein Entwurf erstellt, der erneut online diskutiert werden konnte.
Der auf dieser Grundlage entwickelte konkrete Vorschlag wurde dann in der Fakul-
tätsratssitzung vom November 2013 im Wesentlichen wie im Beteiligungsprozess
vorgeschlagen verabschiedet. Während die formale Abstimmung damit weiterhin
in den Händen des dafür gewählten Gremiums lag, hatten die Beteiligten über den
gesamten Prozess die Möglichkeit Einfluss zu nehmen. Technisch wurde die Betei-
ligung über eine eigenständige Plattform ermöglicht, für die die bereits etablierten
Software Adhocracy2 des Vereins Liquid Democracy zum Einsatz kam.

Die folgende Tabelle gibt noch einmal einen Überblick über die einzelnen Phasen
des Onlineverfahrens sowie deren Dauer und Beteiligungsmöglichkeiten (Tab. 1).

3.2 Datenerhebung

Die Grundlage des vorliegenden Beitrages bilden insbesondere drei Datenquellen:
Erstens, die während der Nutzung automatisch protokollierten Plattformdaten. So
wurden alle Aktionen der Nutzer, sowohl der angemeldeten als auch der nicht
angemeldeten3, wie das Lesen von Informationen oder das Abstimmen oder Kom-
mentieren aufgezeichnet. Zweitens wurde nach der Verabschiedung der Promoti-

2 https://github.com/liqd/adhocracy/ [16.04.2015].
3 Die Plattform und alle Interaktionen waren vollständig öffentlich im Internet einsehbar. Eine Anmeldung
mit dem individualisierten Link war lediglich für die aktive Partizipation in Form von Abstimmung oder
Kommentierung notwendig.
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onsordnung durch den Fakultätsrat eine Online-Befragung aller zur Beteiligung ein-
geladenen Personen durchgeführt. Von den insgesamt 1346 eingeladenen Personen
haben 375 Personen (28%) auf die per E-Mail versandte Frage nach einer Ein-
schätzung ihrer Zufriedenheit mit der neuen Promotionsordnung geantwortet, davon
hatten sich 48% auch aktiv am Prozess beteiligt. Den Schwerpunkt der Untersu-
chungen bilden aber die 230 Personen, die im Anschluss an diese in der E-Mail
formulierte Frage auch den weiteren Fragebogen (siehe Anhang A) mindestens zur
Hälfte beantwortet haben (Antwortrate 17%). Dabei sind Personen, die sich durch
Abstimmung oder Kommentierung aktiv am Verfahren beteiligt haben überrepräsen-
tiert. Diese stellen 59% der Stichprobe dar, während nur 29% der Grundgesamtheit
teilgenommen haben (χ2 = 116,0, p ≤ 0,01). Promovierende sind gleichmäßig re-
präsentiert (57% in der Stichprobe gegenüber 59% in der Grundgesamtheit), aber
Professoreninnen und Professoren sind stärker vertreten (23% in der Stichprobe
gegenüber einem Anteil von 14% an der Fakultät, χ2 = 18,6, p ≤ 0,01), während
sich weniger Personen aus der Gruppe des akademischen Mittelbaus4 beteiligt haben
(14% in der Stichprobe gegenüber einem Anteil von 21% an der Fakultät, χ2 = 7,4,
p ≤ 0,01). Dieser Ungleichverteilung wird im Folgenden wiederholt durch getrennte
Auswertung der Aktiven vs. der Passiven sowie der einzelnen Statusgruppen Rech-
nung getragen. Die Geschlechter werden im Sample optimal repräsentiert, so sind
Frauen zu 37% sowohl unter den Teilnehmenden als auch in der Grundgesamtheit
vertreten. Ansonsten ist davon auszugehen, dass die Ausfälle zufällig sind und damit
die Repräsentativität für die Teilgruppen gegeben ist.

Drittens wurden im Rahmen einer nicht-teilnehmenden Beobachtung die Fakul-
tätsratssitzungen protokolliert sowie die Entwicklung des Prozesses von der ersten
Idee bis hin zum Abschluss im Rahmen eines Forschungstagebuchs dokumentiert.
Darüber hinaus stehen die Ergebnisse einer quantitativen Inhaltsanalyse der Online-
Diskussion sowie Interviews mit ausgewählten Beteiligten zur Verfügung.

4 Ergebnisse

4.1 Ergebnisse I: Partizipation

Zur Untersuchung der Partizipation können vor allem die Logdaten der Plattform
genutzt werden. Insgesamt wurden 1346 Personen persönlich per E-Mail zur Be-
teiligung eingeladen. Davon haben knapp ein Drittel in keiner Weise am Prozess
teilgenommen, während rund 40% zumindest einmal die Plattform besucht haben,
allerdings ohne sich aktiv zu beteiligen (Tab. 2). Eine aktive Beteiligung durch
die Abgabe einer Stimme oder eines Kommentars wurde von 394 Personen (29%)
verzeichnet. Dabei ist eine deutliche Abnahme der Beteiligung von der ersten zur
letzten Phase festzustellen. Allerdings gibt es auch eine Gruppe von Personen, die
am Ende lieber an den Details der Umsetzung feilt. So beteiligten sich in der letzten
Phase sieben Personen aktiv, die sich in der ersten Phase nicht beteiligt hatten.

4 Im Rahmen dieses Artikels wird mit Mittelbau die Gruppe der Postdoktorandinnen und Postdoktoranden
bezeichnet.
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Tab. 2 Übersicht über Beteiligung an Online-Phasen des Verfahrens

Aktivität Phase 1:
Diskussion
Grundsätze

Phase 3:
Diskussion
Zusammenfas-
sung

Phase 5:
Diskussion
Entwurf

Gesamt über
alle Phasen
hinweg

Keinerlei Aktivität 41% 57% 68% 29%

Passiv (lesend) 32% 37% 30% 42%

Gering (abstimmend) 20% 5% 0,7% 21%

Hoch (kommentierend,
vorschlagend)

7% 0,6% 1% 8%

Anzahl abgegebener
Stimmen

4878 167 103 5148

Anzahl verfasster Kom-
mentare

436 33 73 542

Quelle: Logdaten der Plattform

Für die Beurteilung der Legitimität spielt nicht nur die Anzahl an Personen eine
Rolle, sondern auch inwieweit diese die verschiedenen Interessengruppen repräsen-
tieren. Im Kontext der Universität bedeutet diese Inklusivität zunächst, dass sich die
verschiedenen Statusgruppen gleichermaßen beteiligen, da insbesondere Promovie-
rende und Professorenschaft zum Teil unterschiedliche Auffassungen von einer guten
Promotionsordnung haben, z. B. in der Frage, ob den Abschluss des Promotionsver-
fahrens ein Rigorosum (d. h. mündliche Prüfung mit einem allgemeinen Fragenteil
zum Fach) oder eine Disputation bildet5. Unterschiede sind auch deutlich bei der
Einschätzung des Änderungsbedarfs der alten Promotionsordnung. Grundsätzlich
sahen rund drei Viertel der Befragten zumindest einigen Änderungsbedarf (39%
einen großen oder sehr großen), bei Promovierende war dieser allerdings deutlich
ausgeprägter als bei den Professoren: Nur 16% der Promovierenden sahen keinen
oder nur sehr geringen Änderungsbedarf, verglichen mit 44% der Professorinnen
und Professoren.

Um eine Berücksichtigung aller Interessen zu gewährleisten, sollten also mög-
lichst alle Gruppen gleich gut repräsentiert sein. Tab. 3 zeigt, dass insbesondere
Promovierende und Professorinnen und Professoren in gleich hohem Maße beteiligt
waren. Aus dieser Gruppe beteiligte sich rund jede/r dritte. Die leichte Überreprä-
sentation dieser beiden Gruppen lässt sich damit begründen, dass diese im Gegen-
satz zum akademischen Mittelbau am stärksten von der Neuregelung betroffen sind.
Gleichzeitig wird ersichtlich, dass beide Gruppen etwas andere Beteiligungsstile auf-
weisen: Die Promovierenden beschränken sich überwiegend auf die Abstimmung,
während sich Professorinnen und Professoren in der Mehrzahl ausführlicher auch
in Form von Kommentaren äußern. Hervorzuheben ist weiterhin, dass sich auch die
Mitglieder des Fakultätsrates als dem formalen Entscheidungsgremium in hohem
Maße an der Diskussion beteiligt haben.

5 Dies wird beispielsweise aus der Abstimmung zu diesem Diskussionspunkt auf der Online-Plattform
deutlich. Dort stimmten nur einer von zehn Doktoranden/innen für die Beibehaltung des allgemeinen Teils,
während es bei den Professoren/innen immerhin jeder vierte war.
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Tab. 3 Beteiligung nach Statusgruppen und Fakultätsrat

Aktivität Doktorand/in Mittelbau Professor/in Andere Fakultätsrat

Keinerlei Aktivität 25% 37% 28% 43% 20%

Passiv (lesend) 42% 44% 39% 44% 13%

Gering (abstim-
mend)

28% 13% 12% 9% 27%

Hoch (kommen-
tierend, vorschla-
gend)

6% 6% 22% 4% 40%

N 790 279 189 91 15

Quelle: Logdaten der Plattform

Zusätzlich stehen noch Daten zur Beteiligung nach Geschlecht zur Verfügung.
Sowohl bei Promovierenden, als auch bei der Professorenschaft unterscheiden sich
die Beteiligungsmuster nach Geschlecht – jedoch in entgegengesetzter Richtung.
Während bei den Promovierenden Frauen etwas seltener partizipierten (37% der
Männer vs. 29% der Frauen, χ2 = 5,1, p ≤ 0,05), waren die Professorinnen deutlich
aktiver als ihre männlichen Kollegen (65% der 20 Frauen partizipierten, aber nur
30% der 165 Männer, χ2 = 9,6, p ≤ 0,01). Bei den übrigen Statusgruppen gab es
keine geschlechtsspezifischen Beteiligungsunterschiede.

In der Befragung gaben rund 13% an, dass sie auch außerhalb der Plattform
versucht haben, auf die Gestaltung der Promotionsordnung Einfluss zu nehmen –
z. B. in Gremiensitzungen, durch E-Mails an das Dekanat oder in Diskussionen
mit Kolleginnen und Kollegen. Die Hälfte dieser Personen hat nur auf diesem Wege
Einfluss genommen, aber nicht über die Plattform. Insgesamt haben fast zwei Drittel
der Befragten (60%) mit Kolleginnen und Kollegen außerhalb der Plattform über die
Promotionsordnung gesprochen, 41% davon mehr oder weniger regelmäßig. Dabei
haben mehr als doppelt so viele Promovierende mehr oder weniger regelmäßig
darüber offline gesprochen (48%) als Professorinnen und Professoren (19%).

Im Rahmen eines Feldexperimentes wurde zusätzlich der Einfluss der Ansprache
auf die Bereitschaft zur Beteiligung überprüft. Dabei erhielt eine zufällig ausgewähl-
te Hälfte der Mitglieder jeder Statusgruppe als Kontrollgruppe eine standardisierte
E-Mail des Prodekans ohne persönliche Anrede, während die Versuchsgruppe eine
personalisierte E-Mail mit persönlicher Anrede erhielt, einigen Beispielen, um die
Bedeutung der Neuregelung zu verdeutlichen, sowie die Aufforderung zur Beteili-
gung, verbunden mit dem Hinweis, dass alle Beiträge auch wirklich relevant sind.
Wie aus Tab. 4 ersichtlich ist, erhöhte die personalisierte Einladung die Beteiligung
signifikant um rund ein Drittel. Während sich in der Kontrollgruppe nur jede/r Vierte
beteiligte, war in der Versuchsgruppe jede/r Dritte aktiv am Online-Prozess.

4.2 Ergebnisse II: Prozess

In Orientierung an Schmidt (2013) fließen in die Bewertung des Prozesses die Di-
mensionen i) Offenheit ii) Transparenz und iii) Effektivität ein. Unter Offenheit
wird hier verstanden, dass der Prozess offen für die Beteiligung aller Betroffenen
ist, um eine ausgeglichene Interessenrepräsentation zu gewährleisten. Formal erfüllt
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Tab. 4 Effekt personalisierter Einladungen auf Beteiligung nach Statusgruppen

Aktivität Doktorand/in Mittelbau Professor/in Gesamt

Versuchsgruppe: Anteil
aktiv Teilnehmender
(N Versuchsgruppe)

37%
(394)

24%
(137)

40%
(94)

34%
(669)

Kontrollgruppe: An-
teil aktiv Teilnehmen-
der (N Kontrollgruppe)

30%
(396)

15%
(138)

26%
(95)

25%
(674)

χ2 = 4,7,
p ≤ 0,05

χ2 = 4,1,
p ≤ 0,05

χ2 = 4,2,
p ≤ 0,05

χ2 = 11,5,
p ≤ 0,01

Quelle: Logdaten der Plattform

der hier beschriebene Prozess diese Anforderungen weitgehend, da sich alle Betrof-
fenen in den Prozess einbringen durften. Eine Ausnahme stellen die Mitglieder der
Medizinischen Fakultät, die als externe an der Mathematisch-Naturwissenschaftli-
chen Fakultät promovieren. Diese wurden im Einladungsprozess schlicht übersehen
und konnten damit ihre Interessen nicht ausreichend vertreten, wie im Abschnitt zu
Qualität noch klar werden wird. Ob von diesem formalen Beteiligungsrecht auch
faktisch Gebrauch gemacht wird, hängt von verschiedenen Faktoren ab. Zum einen
von der Benutzbarkeit der Plattform, die allerdings insgesamt als hoch eingeschätzt
werden kann. So erhielt der Nutzersupport nur elf E-Mails. Lediglich fünf davon
bezogen sich auf Schwierigkeiten mit der Website, die anderen enthielten Vorschlä-
ge für Verbesserungen. Kritik gab es eher an den Schwierigkeiten, der lebhaften
Diskussion online zu folgen, wie aus einigen Interviews mit Nutzerinnen und Nut-
zern deutlich wurde. Zum anderen äußerten einige der Promovierenden Bedenken,
inwieweit durch die Nutzung von Klarnamen manche Personen aus dieser Gruppe
von einer Teilnahme abgehalten wurden, um ihre Betreuenden nicht öffentlich zu
kritisieren. In der Befragung befürworteten nur ein Viertel der Doktorandinnen und
Doktoranden die im Verfahren angewandte Klarnamenpflicht (innerhalb der Profes-
sorenschaft: 60%), während die Mehrheit (61%) für eine Wahl zwischen Klarnamen
und Anonymität plädierte. Trotz dieser Bedenken ist bereits im vorherigen Abschnitt
deutlich geworden, dass sich alle relevanten Statusgruppen in ähnlich hohem Maße
beteiligt haben, und sich auch der Fakultätsrat als entscheidendes Gremium aktiv in
die Diskussion mit eingebracht hat.

Unter Transparenzwird hier verstanden, dass die Betroffenen Zugang zu Informa-
tionen über den Prozess haben und nachvollziehen können, wer welche Entscheidun-
gen getroffen hat und warum. Diese Informationen bilden die Grundlage dafür, dass
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer die Verantwortlichen im Rahmen der nächsten
Wahlen für den Fakultätsrat zumindest mittelbar sanktionieren könnten. Grundsätz-
lich waren alle Beiträge der Online-Phase für jeden zugänglich, auch für Personen,
die sich nicht registriert haben. Wenn auch die Aggregation der in der ersten Phase
diskutierten Grundsätze nur durch das Dekanat vorgenommen wurde, so wurden die
getroffenen Entscheidungen auf der Plattform doch ausführlich begründet und erneut
zur Diskussion gestellt. Dennoch waren rund ein Viertel (26%) der Befragten, die
sich aktiv eingebracht hatten, nicht in der Lage einzuschätzen, ob Ihre Vorschläge
und Abstimmungen tatsächlich einen Einfluss auf die Promotionsordnung hatten.
Weitere 14% konnte keinen oder nur wenig Einfluss erkennen.
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Unter Effektivität des Prozesses wird hier zum einen verstanden, ob es gelungen
ist, eine konstruktive Auseinandersetzung zu organisieren und somit die Qualität der
Diskussion sicherzustellen. Von den aktiv Beteiligten dachten 78%, dass die auf der
Plattform formulierten Meinungen mit Argumenten untermauert wurden und so gut
wie alle (93%) empfanden den Umgang als respektvoll. Zu keinem Zeitpunkt muss-
te die Moderation einschreiten. Diese subjektiven Einschätzungen werden durch die
Ergebnisse der Inhaltsanalyse unterstützt. Von den 435 Kommentaren in der ersten
Phase bezogen sich fast alle auf das Thema der Diskussion und zwei Drittel ent-
hielten ein valides Argument. Über die Hälfte der Kommentare bezog sich direkt
auf einen der vorangegangen Kommentare. Damit erfüllt die Diskussion viele der
Merkmale deliberativer Auseinandersetzung (siehe dazu ausführlicher Friess und
Eilders 2014). Aus den Interviews wird zudem deutlich, dass man trotz der Beden-
ken unter anderem die Klarnamenpflicht für einen Grund hält, dass die Debatte so
gut verlaufen ist. Diese Qualität hat auch dazu beigetragen, am Ende im Fakultätsrat
einen Konsens über die neue Ordnung herzustellen.

Außerdem ist im Zusammenhang mit Effektivität die Frage, inwieweit die Re-
sponsivität des Verfahrens und seiner Verantwortlichen gegenüber den Teilnehmen-
den sichergestellt war. Konkret sollten die Meinungen der Betroffenen in den Prozess
integrieren werden und deren Beiträge einen Einfluss auf das Ergebnis haben. Zu-
nächst einmal hat der Online-Diskurs die Meinungen innerhalb der Fakultät offenbar
recht gut abgebildet. So wurden die Regeln zur publikationsbasierten Promotion (wie
viele Paper braucht eine kumulative Promotion) im Fakultätsrat kontrovers diskutiert.
Am Ende wurde auch auf der Online-Plattform mit ähnlichen Argumenten für eine
Beibehaltung der bisherigen Regeln gestimmt. Auch die zum Teil widersprüchlichen
Meinungen von Promovierenden und Hochschullehrerschaft wurden sowohl online
als auch im Fakultätsrat ersichtlich. Das liegt nicht zuletzt darin begründet, dass sich
die Mehrheit der Fakultätsratsmitglieder auch aktiv an der Online-Diskussion betei-
ligt hat. Weiterhin ist hervorzuheben, dass die finale Promotionsordnung zu weiten
Teilen auf den Vorschlägen und Meinungsbildern der Online-Diskussion beruht. In
der überwiegenden Mehrheit der Fälle wurde direkt auf Basis der Abstimmungen
entschieden, welche Grundsätze in die Promotionsordnung aufgenommen wurden
und welche nicht. Das spiegelt sich auch in der abschließenden Bewertung durch die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer wieder. So sind vier von fünf aktiv Beteiligten der
Meinung, dass die Vorschläge und Positionen aus der Online-Diskussion adäquat
in die Promotionsordnung integriert wurden. Das wie weiter oben erwähnt nur eine
Minderheit einen Einfluss ihrer eigenen Beiträge erkennen kann, könnte also eher
auf mangelnde Transparenz und weniger auf eine grundsätzliche Ineffektivität des
Verfahrens zurückzuführen sein.

Insgesamt ist festzuhalten, dass sich in der Befragung 81% der aktiv Beteiligten
als zufrieden oder sehr zufrieden mit der Online-Diskussion und Online-Erarbeitung
der neuen Promotionsordnung äußerten. Dies sind signifikant mehr Personen als
diejenigen, die sich nicht aktiv beteiligt haben (χ2 = 13,5, p ≤ 0,01). Aber auch hier
sind mit 59% noch mehr als die Hälfte sehr oder eher zufrieden.
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4.3 Ergebnisse III: Qualität

Ein formaler Indikator für die Qualität einer Norm ist, dass die verabschiedeten
Regeln legal sind, also geltenden Gesetzen entsprechen. In dieser Hinsicht hat der
Prozess erfolgreich eine legale Norm produziert, denn die abschließende reguläre
Rechtsprüfung durch das Justiziariat der Universität ergab lediglich marginale Än-
derungserfordernisse im Vergleich zur online entwickelten Version. Darüber hinaus
kann davon ausgegangen werden, dass sich die Qualität einer Promotionsordnung
in erster Linie an der Qualität der Ergebnisse bemisst, d. h. der Promotionen, die
sie produziert. Allerdings ist eine solche Bewertung ist auch unabhängig von den
konkret angelegten Maßstäben für „gute“ Promotionen eine methodische Herausfor-
derung, da eine Promotion in der Regel einige Jahre dauert und sich diese Ergebnisse
somit erst mit einem großen zeitlichen Abstand ermitteln lassen. Im konkreten Fall
muss daher also auf geeignete Substitute zurückgegriffen werden. Dafür bieten sich
zum einen die Standards für Promotionsverfahren an, die eine Reihe von etablierten
Wissenschaftsorganisationen in den letzten Jahren entwickelt haben, um die wissen-
schaftliche Qualität der Promotion zu sichern. Ein detaillierter Vergleich dieser Emp-
fehlungen mit der im Rahmen des Online-Verfahrens entwickelten Promotionsord-
nung zeigt, dass die wesentlichen Empfehlungen dieser Gremien umgesetzt wurden
(siehe Anhang B). Dazu gehören beispielsweise die Einführung von verbindlichen
Zweitbetreuern (Mentoren) bereits zu Beginn des Verfahrens, Betreuungsvereinba-
rungen und klar definierte Verfahren für den Titelentzug. Nimmt man diese externen
Richtlinien zum Maßstab, dann hat sich die Promotionsordnung verbessert. Nicht
zuletzt deswegen gilt die von der Fakultät entwickelte Promotionsordnung innerhalb
der Universität mittlerweile als Modell für eine moderne Promotionsordnung.

Zum anderen wird auf die subjektive Einschätzung der Qualität der Promotions-
ordnung durch die Betroffenen zurückgegriffen. Diese Einschätzung folgt also den
jeweils individuellen Maßstäben, und nicht der Frage, ob die Norm einem gegebenen
Standard entspricht. Insgesamt stimmten 70% der Befragten der Aussage zu, dass
die Promotionsordnung durch die Online-Diskussion an Qualität gewonnen habe,
wobei aber auch hier wiederum jeder zehnte (11%) darüber keine Aussage treffen
konnte. Bei den aktiv Beteiligten ist die Zustimmung mit rund 79% noch einmal
signifikant höher (χ2 = 17,9, p ≤ 0,01). Einen weiteren Hinweis auf die Qualität der
Norm liefert auch die insgesamt hohe Zufriedenheit mit dem Ergebnis des Prozesses.
In der auf die Verabschiedung der Promotionsordnung folgenden Befragung der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer wurde die Promotionsordnung insgesamt eher positiv
eingeschätzt. Auf Grundlage der Rückmeldungen auf eine entsprechende E-Mail mit
der Einladung zur Befragung (Rücklaufquote 28%) lässt sich festhalten, dass insge-
samt 63% der Befragten mit der Promotionsordnung eher zufrieden waren. Bei den
aktiv Beteiligten ist der Anteil der Zufriedenen mit 72% signifikant höher als bei
den passiven (55%) (χ2 = 11,1, p ≤ 0,01). Allerdings ist die Zufriedenheit bei den
Promovierenden mit 68% deutlich höher als in der Professorenschaft mit 49% (χ2 =
8,5, p ≤ 0,01). Nicht zuletzt deswegen hat mehr als die Hälfte der bereits zu einem
früheren Zeitpunkt eingeschriebenen Promovierenden die Möglichkeit genutzt, zur
neuen Promotionsordnung zu wechseln. Während die Doktorandinnen und Dokto-
randen insgesamt eher zufrieden sind, ist die Zufriedenheit der Professorenschaft
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Tab. 5 Zufriedenheit mit neuer Promotionsordnung nach Statusgruppe und Beteiligung

Aktivität Eher zufrieden
(%)

Weder/noch
(%)

Eher unzufrie-
den (%)

Keine Ein-
schätzung (%)

Aktive Beteiligung
(N = 179)

72 17 7 5

Doktoranden/innen
(N = 110)

75 16 4 6

Professoren/innen
(N = 36)

61 25 14 0

Keine Beteiligung/nur
rezipierend
(N = 195)

55 15 4 26

Doktoranden/innen
(N = 113)

62 13 2 23

Professoren/innen
(N = 30)

33 27 17 23

Quelle: E-Mailbefragung (N = 375)

stark vom Grad der Beteiligung abhängig, wie Tab. 5 zeigt: In dieser Gruppe sind
aktiv Teilnehmende fast doppelt so zufrieden wie passive (61% vs. 33%, χ2 = 5,1,
p ≤ 0,05). Gleichzeitig ist sowohl über aktive als auch passive Professoren hinweg
die Unzufriedenheit in etwa gleich groß (14% vs. 17%, nicht signifikant), und um
ein vielfaches höher als bei den Promovierenden.

Sowohl im Fakultätsrat, als auch in der abschließenden Befragung wurden dabei
insbesondere folgende Kritikpunkte deutlich:

● Abschaffung des allgemeinen Teils der Prüfung,
● Anzahl der Prüfer in den mündlichen Prüfungen,
● Einführung von Mentoren,
● Abschluss von Betreuungsvereinbarungen und jährlichen Fortschrittsberichten.

Trotz der insgesamt hohen Bewertung der Qualität der Promotionsordnung, musste
die in der Online-Diskussion entwickelte Regelung in einzelnen Punkten einer Über-
arbeitung unterzogen werden. Bereits in der abschließenden Fakultätsratssitzung im
Anschluss an die Online-Diskussion wurden die Zulassungsbedingungen für die
Fast-Track-Promotion auf Grundlage eines Bachelor-Abschlusses noch einmal kon-
kretisiert, das bislang fehlende Verfahren zur Konstitution der Vollversammlung der
Promovierenden spezifiziert, und die vorgeschlagene Möglichkeit, den Betreuer zu
wechseln und die Arbeitsergebnisse mitzunehmen, wieder entfernt, da dies in der
Regel gegen das geistige Eigentum des Betreuers verstößt. Darüber hinaus gab es
seit Verabschiedung der online entwickelten Promotionsordnung noch zwei weitere
formale Änderungen im Dezember 2014 und im März 2015. Dabei wurde unter
anderem explizit das Ablegen der mündlichen Prüfung in englischer Sprache er-
möglicht, und dem Dekanat die Möglichkeit eingeräumt, in Ausnahmefällen die
Promotion auch von Personen betreuen zu lassen, die nicht Mitglieder der Fakultät
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sind6. Dieser letzte Mangel dürfte vor allem darauf zurückzuführen sein, dass bis auf
zwei Ausnahmen keine Vertreter dieser Fakultät in das Online-Verfahren einbezogen
waren.

5 Diskussion

Um die weiter oben dargestellten Ergebnisse zu interpretieren, bedürfen diese der
Einordnung. Damit stellt sich die Frage nach einem geeigneten Bezugsrahmen, und
im Folgenden konzentriert sich die Diskussion zunächst auf einen Vergleich des
vorgestellten Online-Verfahrens mit dem bisher etablierten klassischen Verfahren
zur Überarbeitung der Promotionsordnung, dass ohne eine Nutzung des Internets
für öffentliche Partizipation ablief. Anschließend wird die Übertragbarkeit der Er-
kenntnisse auf andere Kontexte, insbesondere außerhalb der Wissenschaft, diskutiert,
bevor weiterer Forschungsbedarf skizziert wird.

5.1 Online-Verfahren und klassisches Verfahren: Ein Vergleich

Unter dem klassischen Verfahren wird hier die Änderung der Promotionsordnung
verstanden, wie sie sich in der Vergangenheit als Praxis etabliert hat. Dabei wur-
den mögliche Änderungsvorschläge vom Prodekan entworfen und dann in Abspra-
che mit den einzelnen wissenschaftlichen Einrichtungen der Fakultät abgestimmt.
Anschließend wurden deren Rückmeldungen gesammelt und eventuell durch das
Dekanat eingearbeitet, bevor dieser überarbeitete Vorschlag mit der Einladung zur
Fakultätsratssitzung verschickt und dort diskutiert wurde. Hier erfolgte entweder
eine Abstimmung, oder wenn die Diskussion zu große Meinungsverschiedenhei-
ten kenntlich machte, eine erneute Überarbeitung. Allerdings konnten innerhalb der
Fakultät weder gleichzeitig zwei parallele Verfahren zur Neuordnung der Promo-
tionsordnung durchgeführt werden, noch liegen detaillierte Untersuchungen über
die Einschätzungen der Betroffenen aus früheren Verfahren vor, die einen systema-
tischen Vergleich beider Verfahren zuließen. Daher wird hier auf die Form eines
Gedankenexperimentes zurückgegriffen, und die drei legitimitätsstiftenden Aspekte
der Reihe nach diskutiert.

5.1.1 Partizipation

Die Partizipation ist im klassischen Verfahren auf den Fakultätsrat konzentriert. Die-
ser besteht aus insgesamt 15 stimmberechtigten Mitgliedern, die in der Regel für
zwei Jahre gewählt werden. Dabei hat die Professorenschaft mit acht Stimmen die
Mehrheit, neben drei Vertreterinnen und Vertretern der Studierenden, sowie zwei

6 Diese Änderung wurde nötig, da eine größere Zahl von Mitgliedern der Medizinischen Fakultät an der
Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät promoviert, z. B. im Bereich Biologie. Für deren Betreu-
ung steht an der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät nicht ausreichend Personal zur Verfü-
gung, da mit der neuen Promotionsordnung nun zwei Betreuende (Erst- und Zweitbetreuer bzw. -betreue-
rin) benötigt werden. Die Änderung soll ermöglichen, dass eine der betreuenden Personen aus der Medi-
zinischen Fakultät kommen kann.
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aus dem Kreis der akademischen und zwei aus dem Kreis der nichtakademischen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Darüber hinaus gehören dem Fakultätsrat mit De-
kan/in, Prodekan/in und Studiendekan/in noch drei weitere nichtstimmberechtigte
Mitglieder an sowie je nach Erfordernissen weitere Personen mit beratender Stim-
me. Allerdings bleibt die Partizipation auch im klassischen Verfahren nicht auf
den Fakultätsrat beschränkt. So folgt aus dem geltenden Landeshochschulgesetz,
das alle Hochschullehrerinnen und -lehrer der Fakultät ohne Stimmrecht zur ent-
sprechenden Sitzung des Fakultätsrats einzuladen sind. Allerdings leisten diese der
Einladung kaum Folge, und nicht zuletzt stellt diese Gruppe nur 14% der betrof-
fenen Fakultätsangehörigen dar. Über diese Gruppe hinaus erfolgt eine Beteiligung
von Promovierenden und Postdoktorandinnen und -doktoranden in den Gremien der
wissenschaftlichen Einrichtungen, die den Promotionsordnungsvorschlag vor der
Debatte im Fakultätsrat für eine Stellungnahme erhalten. Insgesamt handelt es sich
dabei aber ebenfalls um eine sehr kleine Gruppe von Personen. Zwar steht es wis-
senschaftlichen Einrichtungen frei, inwieweit sie ihren Angehörigen Vorschläge für
Promotionsordnungen mit Bitte um eine Stellungnahme bekannt machen, das ist
aber bislang offenbar keine gängige Praxis. Im Vergleich dazu geht die Partizipation
im Online-Verfahren weit darüber hinaus. Das gilt sowohl für die absoluten Zahlen,
als auch für die Inklusivität. So haben sich 29% der Eingeladenen mit einem Beitrag
(Abstimmung oder Kommentar) aktiv beteiligt, und mit der Gruppe der Promovie-
renden sowie des weiteren akademischen Mittelbaus haben eben insbesondere solche
ihre Beteiligungsmöglichkeiten in großer Zahl genutzt, die im klassischen Verfah-
ren außen vor bleiben. Auch diejenigen, die sich nicht aktiv online beteiligt haben,
könnten durch Diskussionen mit anderen in den Prozess eingebunden werden. So
gaben auch von den Befragten, die sich nicht am Verfahren beteiligt haben, rund
die Hälfte (47%) an, sich mit Kolleginnen und Kollegen über das Thema unter-
halten zu haben. Auch wenn keine detaillierten Erhebungen vorliegen, kann es als
ausgeschlossen gelten, dass diese Zahlen im klassischen Verfahren erreicht werden.
Während es durchaus denkbar ist, Partizipationsmöglichkeiten auch ohne das In-
ternet zu realisieren, z. B. im Rahmen von Diskussionsrunden, stellen sich dabei
größere Herausforderungen bei der Einbeziehung großer Gruppen.

5.1.2 Prozess

Die geltenden Regeln im klassischen Verfahren führen wie bereits ausgeführt zu
einer geringeren formalen Offenheit des Prozesses, da dort deutlich weniger Betrof-
fenen ein Mitwirkungsrecht eingeräumt wird. Allerdings gibt es in beiden Verfahren
neben den formalen Beschränkungen noch weitere Einschränkungen der Offenheit.
So ist zu hinterfragen, inwieweit auch Fakultätsangehörige mit einbezogen wer-
den können, die nicht über ausreichende Deutschkenntnisse verfügen. Faktisch füh-
ren auch wahrgenommene Abhängigkeitsverhältnisse dazu, dass relevante Personen
nicht von ihrer Möglichkeit auf Beteiligung Gebrauch machen. Im konkreten Fall
des Online-Verfahrens wurden auch zahlreiche Vorschläge und Kommentare unter
Umgehung der Plattform direkt an das Dekanat weitergegeben. In der Gesamtschau
wird aber auch noch ein weiteres Problem eines solchen Prozesses deutlich: Dieser
ist nie wirklich abgeschlossen, da immer wieder neue Änderungswünsche formuliert
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oder neue Erkenntnisse in der Anwendung berücksichtigt werden. Es ist nicht immer
möglich, diese dann wieder allen zur Diskussion zu stellen. Dafür könnte sich ein
regelmäßig tagendes Gremium wie der Fakultätsrat eher eignen.

Im Hinblick auf Transparenz fällt unter prozeduralen Gesichtspunkten auf, dass
es im klassischen Verfahren keine besonderen Regelungen für den Prozess der Über-
arbeitung der Promotionsordnung gibt. Der Prozess orientiert sich vielmehr an den
allgemeinen Verfahrensvorschriften für den Fakultätsrat. Dazu zählen von der spe-
zifischen Fakultätsordnung und der Grundordnung der Universität auch allgemeiner
das Landeshochschulgesetz oder die Verwaltungsverfahrensgesetzgebung auf Lan-
desebene. Diese räumen dem Dekanat mit dem Vorschlagsrecht und der Sitzungslei-
tung weitreichende Rechte ein. Im Online-Verfahren wurde das Verfahren hingegen
durch die Einteilung in verschiedene, zeitlich begrenzte Phasen näher spezifiziert,
und damit die Zugänglichkeit und Nachvollziehbarkeit des Verfahrens erhöht. Im
Hinblick auf Transparenz ist weiterhin festzuhalten, dass in beiden Verfahren die
Sitzungen des Fakultätsrates als Entscheidungsgremium öffentlich sind. Allerdings
wird durch die Fakultätsangehörigen davon quasi kein Gebrauch gemacht. Im klas-
sischen Fall sind Informationen über das Verfahren für alle nicht in den Fakultätsrat
oder die Gremien der wissenschaftlichen Einrichtungen eingebundenen Personen
nur auf Nachfrage zugänglich. Insbesondere bleiben die Aushandlungsprozesse auf-
grund derer das Dekanat Überarbeitungen seines Vorschlages vornimmt größtenteils
im Dunkeln. Im Gegensatz dazu haben die Plattform sowie regelmäßige Erinne-
rungen für größere Bekanntheit des Verfahrens gesorgt und insgesamt haben 71%
der betroffenen Fakultätsangehörigen sich die Diskussion zumindest einmal ange-
schaut und damit vom Verfahren Notiz genommen. Zusätzlich wurde durch das
Dekanat ausführlicher begründet warum Vorschläge (nicht) berücksichtigt wurden.
Nichtsdestotrotz bleibt auch im Online-Verfahren ein großer Spielraum für „pri-
vate“ Absprachen und insbesondere Dekanatsentscheidungen, die nicht öffentlich
nachvollziehbar sind. So wurden in der Aggregation nach der ersten Phase zum
Teil Vorschläge weiter verfolgt, die keine klare Mehrheit in der Online-Diskussion
erhalten haben, während andere, mit ähnlich unklarer Unterstützungslage, fallen-
gelassen wurden. Auch wenn dies immer mit einer Begründung geschah, so bleibt
grundsätzlich die Möglichkeit zur Beeinflussung gegeben. Insgesamt hat damit die
öffentliche Auseinandersetzung im Online-Verfahren grundlegend zu mehr Transpa-
renz geführt, allerdings könnte diese auch im klassischen Verfahren relativ einfach
verbessert werden, beispielsweise durch regelmäßige und proaktive Information sei-
tens des Dekanats.

Unter Effektivitätsgesichtspunkten hat das Online-Verfahren die Meinungen in-
nerhalb der Fakultät offenbar recht gut abgebildet, wie im Ergebnisteil dargestellt
wurde. Weiterhin wurde online nachweislich eine Diskussion geführt, die delibe-
rativen Standards entsprochen hat. Das mag auch bei Diskussionen im Fakultätsrat
möglich sein, jedoch gibt es in diesem Rahmen deutlich weniger Raum für einen
Austausch. Dieser kann zudem leichter durch einzelne Personen beeinflusst werden,
insbesondere durch die Hochschullehrerinnen und -lehrer aufgrund ihrer zahlenmä-
ßigen Überlegenheit. Das war beim Online-Verfahren nicht der Fall, und letztlich
hat dieses Verfahren zu einem Konsens im Fakultätsrat geführt, der in vielen der
spezifischen Fragen im klassischen Verfahren unwahrscheinlicher gewesen wäre. So
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führten in der Vergangenheit auch Vorstöße zu kleineren Änderungen der Promoti-
onsordnung im Fakultätsrat immer wieder zu zum Teil kontroversen Diskussionen,
zum Beispiel zur Frage, wie viele (publizierte) Artikel für eine kumulative Pro-
motion erforderlich sein sollen. Diese Frage blieb damals im Fakultätsrat letztlich
ohne Einigung. Gleichzeitig mag bei der finalen Abstimmung am Ende des On-
line-Verfahrens auch eine Rolle gespielt haben, dass aufgrund der Transparenz ein
gewisser Rechtfertigungsdruck entstanden wäre, wenn der Fakultätsrat abweichend
entschieden hätte. So wurde in der abschließenden Fakultätsratssitzung zum Teil di-
rekt auf die Ergebnisse der Online-Diskussion als unterstützendes Argument Bezug
genommen.

Das Online-Verfahren hat insbesondere der Gruppe der Promovierenden zur ef-
fektiven Durchsetzung ihrer Interessen gedient. So wurde eine Vielzahl von Än-
derungen in die Promotionsordnung aufgenommen, die von den Promovierenden
gewünscht wurden (Abschaffung des Rigorosums) und die deren Betreuung verbes-
sern (Zweitbetreuer, Betreuungsvereinbarungen). Diese Gruppe hat im klassischen
Verfahren aufgrund der geringen Stimmzahl im Fakultätsrat in der Regel weniger
Einfluss. Nicht zuletzt wurden bis zuletzt gerade diese Themen von der Profes-
sorenschaft kritisch diskutiert, die die Doktorandinnen und Doktoranden nahezu
einstimmig gefordert haben. Der Machtzuwachs einer Gruppe geht damit aber not-
wendigerweise mit einem Grad an Machtverlust für eine andere Gruppe vonstatten.
Dennoch unterschieden sich die Teilnehmerinnen und Teilnehmer in ihren Rechten
und Einflussmöglichkeiten auf den Prozess. Am deutlichsten wird dies in der finalen
Abstimmung, da diese dem Fakultätsrat vorbehalten war.

5.1.3 Qualität

Aus der Perspektive der Qualität ist festzuhalten, dass das Online-Verfahren gemes-
sen sowohl an den externen Kriterien der Wissenschaftsorganisationen als auch den
subjektiven Einschätzungen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer zu einer qualitativ
hochwertigen Promotionsordnung geführt hat. Es kann nicht ausgeschlossen wer-
den, dass auch ein klassisches Verfahren, also ohne Beteiligung der Fakultätsöffent-
lichkeit, zur Modernisierung der Promotionsordnung geführt hätte. Allerdings sind
die Voraussetzungen dafür schwieriger. Zum einen ist im Online-Verfahren durch
die Beteiligung vieler mehr Erfahrungswissen vorhanden, das nur bedingt durch
die grundsätzlich größere Expertise der Beteiligten im klassischen Verfahren aus-
geglichen wird. Zum anderen lassen die fehlenden Beteiligungsmöglichkeiten eine
hohe Zufriedenheit und Akzeptanz seitens der Betroffenen weniger wahrschein-
lich erscheinen. Nicht zuletzt hat die in der Stimmverteilung angelegte ungleiche
Vertretung von Interessen eher hemmende Wirkung, wie nicht zuletzt die frühe-
ren, vergleichsweise kleineren Änderungsversuche gezeigt haben. Nichtsdestotrotz
hat auch die „Weisheit der Masse“ nicht alle Probleme in der Promotionsordnung
identifiziert, wie in den Ergebnissen insbesondere im Abschnitt Qualität diskutiert
wurde. Zum Teil braucht es dazu Expertenwissen, wie den Fakultätsrat, zum Teil
müssen Erfahrungen im praktischen Einsatz der neuen Ordnung gesammelt werden.
Die Qualität des Ergebnisses könnte daher davon profitieren, eine bessere Verzah-
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nung von Betroffenenwissen und Expertenwissen zu gewährleisten, um potentielle
Regelungsprobleme frühzeitig erkennbar zu machen.

Beide Verfahren haben bewiesen, dass sie gesetzeskonforme Normen produzie-
ren können, dennoch sind nicht zuletzt aufgrund der unterschiedlichen Expertise der
Teilnehmerinnen und Teilnehmer im Online-Verfahren auch Vorschläge gemacht
wurden, die nicht gesetzeskonform umsetzbar waren und erst aufgrund der Experti-
se im Fakultätsrat erkannt wurden. Allerdings ist auch das klassische Verfahren kein
Garant für Normkonformität, da dieser auch nicht alle rechtlich problematischen
Regeln erkannt hat. So wurde vor der finalen Fakultätsratssitzung auf Bestreben des
Dekanats die Möglichkeit der anonymen Begutachtung von Dissertationen aufge-
nommen, die in der juristischen Prüfung durch die Universität keinen Bestand hatte.
Insofern wäre bei beiden Verfahren die stärkere Einbeziehung rechtlicher Expertise
hilfreich, um frühzeitig Probleme zu identifizieren.

Tab. 6 fasst die wesentlichen Punkte des Vergleichs beider Verfahren noch ein-
mal zusammen. In der Gesamtschau spricht das Ergebnis für das Online-Verfahren,
das mehr und inklusivere Partizipation realisiert hat und in einem deliberativen und
transparenten Prozess einen Konsens hin zu einer nach externen Standards guten
Promotionsordnung erbracht hat. Die wesentliche Innovation war dabei die Auswei-
tung der Beteiligungsmöglichkeiten, die mittels Internettechnologie realisiert wurde.
Obwohl es durchaus denkbar ist, dass auch ein klassisches Verfahren ohne onlinever-
mittelte Beteiligung ähnlich positive Ergebnisse zeitigt, muss ein solches Verfahren
diesen Nachweis erst einmal erbringen. Die Barrieren dafür erscheinen jedenfalls
höher. Allerdings hat das Online-Verfahren in Form von Personal- und Zeitaufwand
deutlich mehr Ressourcen benötigt als das klassische Verfahren. Die Frage nach
der Effizienz als Rechtfertigung für die aufgewandten Ressourcen lässt sich hier
nicht abschließend beantworten, da dieser Aufwand in Beziehung zum Ergebnis
gesetzt werden muss und dessen Bewertung davon abhängt, wie wichtig z. B. die
Einbeziehung von allen Statusgruppen oder deren Zufriedenheit ist.

5.2 Relevanz der Befunde

Das beschriebene partizipative Online-Verfahren hat im Rahmen der hier definier-
ten Standards eine in hohem Maße legitime Regelung produziert. Wenn auch in
der weiteren Forschung die Replizierbarkeit gezeigt werden muss sowie relevanten
Einflussfaktoren noch näher untersucht werden müssen, so ist die hier beschriebe-
ne Fallstudie ein Beleg dafür, dass solche Verfahren tatsächlich mit den erwarteten
positiven Ergebnissen durchgeführt werden können. Diese Befunde stehen damit
zunächst einmal offenkundig im Widerspruch zu den größtenteils negativen Erfah-
rungen, die einleitend im Forschungsstand beschrieben wurden. Damit stellt sich
die Frage, ob das beschriebene Verfahren auch in anderen Organisationen, nicht nur
der Wissenschaft, sondern auch darüber hinaus, mit ähnlichen Ergebnissen durchge-
führt werden könnte. Dies kann im Folgenden nicht erschöpfend diskutiert werden.
Für den Vergleich beschränken wir uns auf drei wesentliche Merkmale eines Par-
tizipationsverfahrens: die durchführende Organisation, die betroffenen und damit
zu beteiligenden Personen sowie das Thema der Beteiligung. Dabei konzentrieren
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Tab. 6 Vergleich des klassischen und des Online-Verfahrens

Klassisches Verfahren Online-Verfahren

Partizipation

Rate Wenige Personen Rund 30% aller Betroffen

Inklusivität Fast ausschließlich aus Professoren-
schaft

Beiträge aus allen Statusgruppen

Prozess

Offenheit Beschränkt auf Professorenschaft
sowie wenige Gremienvertreter aus
anderen Statusgruppen

Offen für alle betroffenen Gruppen;
aber faktische Barrieren durch beste-
hende Abhängigkeitsverhältnisse

Beschränkt auf Deutschsprachige Beschränkt auf Deutschsprachige

Transparenz Wenig besondere Regelungen, großer
Ermessensspielraum durch Dekanat

Dekanatseinfluss unverändert, aber
klar strukturierter Prozess mit zeitli-
chen Vorgaben

Öffentlichkeit der Fakultätsratssitzung,
von der aber kaum Gebrauch gemacht
wird

Öffentlichkeit des Diskussionspro-
zesses, von mehr als zwei Dritteln der
Betroffenen genutzt

Effektivität Wenig Raum für Deliberation Hohes Maß an Deliberation

Meinungsführerschaften von Professo-
renschaft wahrscheinlich

Ausgeglichene Debatte, Entschei-
dungen auch gegen Widerstände von
Professorenschaft möglich

Abstimmungen im Fakultätsrat in der
Vergangenheit kontrovers

Abstimmung im Fakultätsrat einstim-
mig (bei einer Enthaltung)

Hohes Maß an Expertise Bandbreite an Expertise

Qualität

Formal Vorschläge, die rechtlich nicht umsetz-
bar sind, nicht vollständig ausgeschlos-
sen

Zum Teil Vorschläge, die rechtlich
nicht umsetzbar sind

Inhaltlich Bislang bereits kleinere Änderungen
häufig kontrovers

Umsetzung anerkannter Standards

Mitführen nicht notwendiger oder
nicht anwendbarer Regelungen

Aufdecken verschiedener ineffizienter
Regelungen, aber auch nicht umsetzba-
re Vorschläge

wir uns im Wesentlichen auf die Anwendung in ausgewählten Organisationen des
Teilsystems Politik (konkret Parteien und Verwaltungen).

Das dargestellte Verfahren bezieht sich auf eine bestimmte Form der Organi-
sation im gesellschaftlichen Teilsystem Wissenschaft: die Universität, bzw. noch
genauer eine Fakultät. Das primäres Ziel dieser Organisation und seiner Mitglieder
ist die Wahrheitssuche (Lentsch 2012; Schimank 2012). Für dieses per se unsichere
Unterfangen hat sich an deutschen Universitäten eine Organisationsform etabliert,
die weitgehend auf die Selbstbestimmung und -organisation der Mitglieder setzt
und diesen weitreichende Autonomie einräumt (Wissenschaftsfreiheit). Dies ist für
ein partizipatives Verfahren in zweierlei Hinsicht förderlich: Zum einen lassen sich
zusätzliche Beteiligungsmöglichkeiten leichter implementieren und damit eine grö-
ßere Verbindung zum formalen Entscheidungsprozess herstellen, zum anderen gibt
es eine gewisse Übung auf Seiten der Betroffenen sich auch tatsächlich zu beteili-
gen. Überdies ist die Fakultät ein vergleichsweise überschaubarer Rahmen, in dem
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die Betroffenen namentlich angesprochen werden können sowie unter ihnen eine
Vielzahl sozialer Beziehungen existiert. Beides begünstigt die konstruktive Ausein-
andersetzung.

Die Mitglieder der Organisation Universität folgen besonderen sozialen Regeln.
Ihre Motivation ist in erster Linie die Konkurrenz um Reputation (Lentsch 2012,
139; Schimank 2012, 116). Damit zeichnet sich die Organisation durch eine große
Homogenität ihrer Mitglieder aus. Zum einen betrifft dies die gemeinsame Hand-
lungsorientierung auf Wahrheitssuche im Rahmen wissenschaftlicher Methoden, die
trotz aller Differenzen im Detail grundsätzlich konsensförderlich sein sollte. Zum
anderen sind die aus der politischen Partizipationsforschung bekannten Vorausset-
zungen von Partizipation wie Ressourcen, Motivation und Netzwerke gegeben (Ver-
ba u. a. 1995; Steinbrecher 2009). Neben Bildung und Internetzugang sind dies auch
ein hohes Maß an Expertise über das zu verhandelnde Thema. Diese Expertise sorgt
für die Qualität der Debatte und damit der Ergebnisse.

Das lenkt den Fokus auf das konkrete Thema des hier beschriebenen Partizipa-
tionsverfahrens. Innerhalb des Systems Wissenschaft verfügt das Thema Promoti-
onsordnung ganz klar über eine Relevanz, die zur Beteiligung motiviert. Da diese
Norm den grundlegenden Zugang zu diesem System regelt, berührt die Promo-
tionsordnung das grundlegende Selbstverständnis der Beteiligten und vor diesem
Hintergrund macht das erfolgreich abgeschlossene Verfahren Hoffnung, dass auch
kontroverse Thematiken von fundamentaler Bedeutung durch Online-Partizipation
zu einer legitimen Entscheidung geführt werden können.

Die hier beschriebenen Merkmale wie Selbstorganisation, Reputationsstreben und
relativ dichtes Netz sozialer Beziehungen treffen im deutschen Kontext nicht nur auf
Fakultäten und Universitäten zu, sondern auch auf andere Wissenschaftsorganisa-
tionen wie Forschungsorganisationen und Fachgesellschaften. Wenn hier ein Thema
von ähnlicher Relevanz gefunden wird erscheinen solche partizipativen Verfahren
auch dort erfolgversprechend, insbesondere wenn es sich dabei ausschließlich um
Mitglieder einer Statusgruppe wie der Hochschullehrerinnen und -lehrer handelt, bei
denen es vergleichsweise gering ausgeprägte formale Hierarchieunterschiede gibt.
Das gilt wohlgemerkt nur für die deutsche Wissenschaftslandschaft, denn diese Au-
tonomie und eigenständige Verwaltung der Forschenden ist zum Beispiel in den
USA deutlich geringer ausgeprägt.

Im Teilsystem Politik spielen Online-Partizipationsverfahren sowohl im kommu-
nalen Kontext, als auch auf Ebene der Regierungen des Bundes und der Länder eine
wachsende Rolle, allerdings – wie eingangs am Beispiel des US amerikanischen
„rulesetting“ oder der Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages beschrie-
ben – häufig mit unbefriedigenden Ergebnissen, was Teilnehmerzahl oder Qualität
der Debatte betrifft. Vergleicht man solche Verfahren mit dem hier beschriebenen
universitären Verfahren, so gibt es durch die gewählten Repräsentanten und be-
reits etablierte formale Beteiligungsverfahren (z. B. förmliche Öffentlichkeitsbetei-
ligung), ähnliche partizipative Strukturen wie an der Fakultät, auf die man aufbauen
könnte. Allerdings gibt es in den bislang durchgeführten Verfahren erheblich weni-
ger Verbindungen zum verbindlichen Entscheidungsprozess, was die Motivation zur
Beteiligung senkt. Weiterhin sind Organisationen wie Kommunen o. ä. häufig größer
als die hier beschriebene Fakultät. Das macht die gezielte Ansprache der Betroffe-
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nen schwieriger, was einer der Gründe dafür ist, dass die Beteiligungszahlen häufig
unter den Erwartungen zurück bleiben. Zudem ist dort weniger soziales Kapital vor-
handen, dass die argumentative Auseinandersetzung fördern würde. Nicht zuletzt
unterscheidet sich die Ressourcenausstattung der betroffenen Personen sehr stark,
sowohl was Expertise zu den jeweiligen Themen betrifft, als auch die für Online-
Partizipation nötige Online-Kompetenz. Ein effektiver Partizipationsprozess wird
weiter dadurch erschwert, das die Teilnehmerinnen und Teilnehmer in solchen Ver-
fahren viel weniger über eine gemeinsame Handlungsorientierung verfügen, die die
Konsensfindung unterstützen würde, oder das die zu verhandelnden Themen häufig
wertgeladen sind. Verfahrensfragen, zu denen auch im weiteren Sinne die Promoti-
onsordnung zählt, eignen sich dadurch unter Umständen eher zu einer konstruktiven
Debatte. Vor diesem Hintergrund erscheinen Partizipationsverfahren von Kommu-
nen am Erfolgversprechendsten, wenn der Fokus auf eindeutig relevanten Themen
und klar begrenzten Zielgruppen liegt, die geographisch (z. B. Nachbarschaft) oder
auch thematisch (z. B. alle Fahrradfahrer) begründet sein könnten.

In Anbetracht dieser Einschränkungen erscheinen im politischen System eher
Parteien als Organisationen vergleichbare (gute) Voraussetzungen für partizipative
Online-Verfahren wie die hier beschriebenen Fakultäten zu besitzen. Hier handelt
es sich um relativ klar abgegrenzte Organisationen, deren Mitglieder ebenfalls par-
tizipativ eingebunden sind und die sicherlich stärker gemeinsame Ziele und Werte
verfolgen als die Bürgerinnen und Bürger einer Kommune. Entsprechend finden sich
diesbezüglich auch schon ähnliche Verfahren, nicht nur in der Piratenpartei (Bieber
und Lewitzki 2013; Buck 2012; Bullwinkel und Probst 2014), sondern auch bei
etablierten Parteien wie bei CSU (Koch, Rapp, und Hilgers 2014), SPD (Hanel und
Marschall 2013) und Grünen7. Allerdings spielen hier Hierarchie- und Ressourcen-
unterschiede zwischen Parteiführung und -basis eine wichtige Rolle. Erstere verfügt
über mehr Informationen sowie mehr Mittel, die Prozesse zu gestalten und auch ak-
tiv zu partizipieren. Außerdem ist ein großes Bestreben erkenntlich, solche Prozesse
zu steuern und nicht aus der Hand zu geben – so bleiben wie beschrieben selbst
bei der Piratenpartei die online gefassten Entscheidungen lediglich konsultativer
Natur. Nicht zuletzt aus diesem Grund sind bei den etablierten Parteien die on-
line verhandelten Themen eher randständig und somit von geringer Relevanz. Wenn
sich Parteiführungen tatsächlich auf Partizipation und den möglichen Machtverlust
einlassen, erscheinen hier günstige Voraussetzungen.

Betrachtet man das hier beschriebene Verfahren anhand der drei Aspekte, Or-
ganisation, Teilnehmerschaft und Thema, so wird klar, dass die Voraussetzungen
für partizipative Verfahren im Teilsystem Wirtschaft insgesamt weniger positiv sind.
Wenn es auch in Unternehmen durch die gesetzlich vorgeschriebene Formen von
Mitarbeiterbeteiligung Erfahrungen und Strukturen für Partizipation gibt, so bedür-
fen die Entscheidungen der Unternehmensführung keiner Form der demokratischen
Legitimierung, die Partizipation der Beschäftigten benötigen würde. Weiterhin gibt
es auch innerhalb der Gruppe der Beschäftigten ausgeprägte Hierarchieunterschiede
und es ist anzunehmen, dass die Motivation zu Beteiligung durch den größeren Kon-
kurrenzdruck innerhalb dieser Gruppe insgesamt geringer ist. Bislang ist uns daher

7 Siehe den Beitrag von Katharina Gerl, Stefan Marschall und Nadja Wilker in dieser Ausgabe.

K



T. Escher, U. Rosar

in Deutschland nur ein Beteiligungsverfahren in einem deutschen Softwareunterneh-
men bekannt (Ramge 2012). Hingegen ist es durchaus vorstellbar, dass intermediäre
Organisationen partizipative Verfahren nutzen, wobei es darauf ankommt, dass in
diesem Fall individuelle ökonomische Interessen der Mitglieder eine untergeordnete
Rolle spielen.

In Vergleich mit anderen Teilsystemen und Organisation zeigen sich im Universi-
tätskontext also durchaus eine bestimmte begünstigende Konstellation von Faktoren.
Gleichwohl sollte deutlich geworden sein, dass diese auch in anderen Organisationen
vorliegen können. Insofern handelt es sich bei dem beschriebenen Verfahren nicht
um eine seltene Nische, sondern um eine Anwendung von Online-Partizipation die
beispielhaft für andere stehen kann.

6 Zusammenfassung

Ausgehend von einer Legitimationskrise politischer Entscheidungen hat dieser Ar-
tikel die Frage gestellt, inwieweit die stärkere Einbeziehung von Betroffenen im
Rahmen partizipativer Online-Verfahren ein Instrument zur Herstellung kollektiv ak-
zeptierter und damit legitimer Entscheidungen sein kann. Zur Untersuchung dieser
Frage beschreibt der Artikel ein kooperatives Online-Verfahren zur Neuentwicklung
einer rechtlichen Ordnung, das nach unserem Kenntnisstand in dieser Form noch
an keiner Universität durchgeführt wurde, und mit seinem hohen Grad an Einfluss-
nahme auf das Endergebnis auch außerhalb der akademischen Welt Seltenheitswert
hat.

Die wichtigste Erkenntnis der Untersuchung ist, dass solche Online-Verfahren er-
folgreich sein können bei der Erzeugung von als legitim erachteten Entscheidungen.
So lässt sich in der Gesamtschau der Ergebnisse feststellen, dass es gelungen ist,
mit dem Online-Verfahren eine Regelung zu erstellen, die über alle Statusgruppen
hinweg von der großen Mehrheit der Betroffenen akzeptiert wird. Dies ist umso
bemerkenswerter, als die neue Promotionsordnung viele Änderungen enthält, die
kontrovers diskutiert wurden. Diese hohe Akzeptanz unter den Betroffenen speist
sich aus Verbesserungen in allen drei legitimitätsstiftenden Dimensionen, d. h. der
vergleichsweise hohen und inklusiven Partizipation online und auch durch offline
geführte Gespräche (input), aus dem transparenten und in hohem Maße deliberati-
ven Prozess (throughput) und dem letztlich inhaltlich guten Ergebnis (output). Dies
hat dazu geführt, dass die Zufriedenheit auch bei denjenigen groß ist, die sich nicht
aktiv am Online-Prozess beteiligt haben. Während es nicht ausgeschlossen ist, dass
auch ein klassisches Verfahren, z. T. mit partizipativen Ergänzungen, zum selben
Ergebnis führt, so ist dieser Prozess wie beschrieben deutlich voraussetzungvoller.

Im Rückblick auf die in der Einleitung angerissene Kontroverse bezüglich On-
line-Partizipationsverfahren, geben die hier dargestellten Ergebnisse Anlass zu einer
vorsichtig optimistischen Einschätzung, das die Potentials des Internets auch tat-
sächlich für Partizipationsverfahren genutzt werden können, um die Legitimität von
Entscheidungen zu erhöhen. Dass sich trotz dieser für Online-Partizipation günstigen
Voraussetzungen nur eine Minderheit aktiv beteiligt hat, unterstützt die Annahme,
dass eine weiterreichende Mobilisierung kaum realistisch ist. Die insgesamt posi-
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tive Bewertung steht im Gegensatz zu den eingangs diskutierten Erfahrungen aus
bisherigen Online-Verfahren. Dafür spielt der Einsatzkontext eine Rolle, der in der
Universität beispielsweise durch eine relativ große Interessen- und Ressourcenho-
mogenität der Mitglieder geprägt ist. Gleichwohl hat die Diskussion des Univer-
sitätskontextes gezeigt, dass es sich dabei nicht um ein Nischenverfahren handelt,
sondern dass die Ergebnisse durchaus exemplarisch für die Möglichkeit stehen, auch
in anderen Kontexten solche Verfahren erfolgreich durchzuführen. Insgesamt leistet
die Untersuchung damit nicht nur einen Beitrag zur empirischen Überprüfung der
Effekte von Online-Partizipation, sondern auch zu Bedingungsfaktoren dieser Effek-
te und damit nicht zuletzt zu Steuerungsmöglichkeiten solcher Verfahren. Die hier
vorgelegte detaillierte Beschreibung der Ergebnisse und Einflussfaktoren bietet den
Ausgangspunkt für weitere vergleichbare Studien, die eine genauere Messung der
Ergebnisse und eine detaillierte Überprüfung der Bedingungsfaktoren ermöglichen.

Diese weitere Erforschung der Einflussfaktoren, gerade auch in anderen Einsatz-
kontexten, ist damit ein Desiderat der hier beschriebenen Forschung. Diese ist auch
notwendig zur besseren Einordnung der hier dargestellten Befunde. Solche weiteren
Vergleichsstudien bieten dann durch gezielte Variationen auch eine Möglichkeit, die
Einflussfaktoren für „erfolgreiche“ Online-Verfahren genauer zu bestimmen, die in
diesem Beitrag nur angerissen werden konnten. Fruchtbringend erscheint hier zudem
ein Vergleich mit Offline-Prozessen, sowohl den traditionellen Verfahren, als auch
innovativen Beteiligungsverfahren, die nicht online stattfinden. Ein weiterer Schwer-
punkt zukünftiger Forschung sollte die nähere Spezifizierung und vor allem Opera-
tionalisierung der Konzepte von Qualität und Legitimität sein. Im hier beschriebenen
Verfahren gestaltete sich die Messung von Qualität nicht zuletzt aufgrund der nur
langfristig zu beobachtenden Effekte der Promotionsordnung als schwierig. Es ist
zudem auch klar, dass die Qualität der Ordnung nur unzureichend mit der Zufrie-
denheit durch die Betroffenen beschrieben werden kann, da im hier dargestellten
Verfahren zum Teil gerade diejenigen Vorkehrungen kritisiert wurden, die zu ei-
ner Verbesserung der Promotionen führen sollen. Zur Messung des Konzepts der
Legitimität wurde hier auf die subjektive Einschätzung zur Zufriedenheit mit der
neuen Ordnung zurückgegriffen. Das ist eine unbefriedigende Lösung. Während bei
den Zufriedenen von einer generellen Akzeptanz der Regelung ausgegangen werden
kann, ist die spannende Frage, wie es um die Unzufriedenen bestellt ist. Schließlich
wurde im hier beschriebenen Fall deutlich, das Online-Verfahren von Seiten des
Dekanats auch als ein Mittel eingesetzt, um unter Verweis auf die Zustimmung aus
der Gruppe der Promovierenden gewünschte Änderungen durchzusetzen, die sonst
wahrscheinlich im Fakultätsrat am Votum der Professorenschaft gescheitert wären,
insbesondere zu den Punkten, die nach wie vor Unzufriedenheit aufgrund der da-
mit verbundenen Mehrarbeit hervorrufen. Ähnliche Beobachtungen zur Nutzung der
Ergebnisse von Online-Verfahren zur Durchsetzung bestimmter Interessen wurden
auch zum Beispiel im Rahmen von Parteien gemacht (Hanel und Marschall 2013). In
zukünftigen Forschungsvorhaben sollte daher untersucht werden, inwieweit in sol-
chen Partizipationsverfahren alle existierenden Interessen gleichberechtigt Chancen
haben berücksichtigt zu werden, und inwieweit eventuell eine Instrumentalisierung
der Ergebnisse durch die Initiatoren stattfindet.
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Anhang A

Nachbefragung

  Einladungsemail 

Sehr geehrter Herr Vorname Nachname, 

in der Fakultätsratssitzung vom XX November wurde die neue Promotionsordnung 

unserer Fakultät verabschiedet. Bevor sie gültig wird, muss Sie noch einmal juristisch 

geprüft und dann veröffentlicht werden. Sie ist aber schon jetzt verfügbar - den 

entsprechenden Link zum Dokument �inden Sie am Ende dieser E-Mail. 

Die Mathematisch-Naturwissenschaftliche Fakultät hat bei der Erarbeitung der neuen 

Promotionsordnung zum ersten Mal eine online-basierte Beteiligung durchgeführt, 

durch die der Entwurf maßgeblich mitgestaltet wurde. Um die Chancen und Probleme 

eines solchen Prozesses zu verstehen, wurde die Online-Diskussion durch eine 

wissenschaftliche Studie begleitet. Zum Schluss möchten wir Sie daher bitten, uns einige 

wenige Fragen zu beantworten. Die erste Frage können Sie direkt über den 

entsprechenden Link am Ende dieser E-Mail beantworten. Die Auswertung geschieht in 

anonymisierter Form, und es erfolgt selbstverständlich keine Weitergabe der Daten an 

unbefugte Dritte. Für Rückfragen stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. 

Unabhängig davon, ob Sie sich online an dem Prozess der Neugestaltung beteiligt haben: 

*Sind Sie mit der neuen Promotionsordnung zufrieden*? 

Klicken Sie bitte auf diesen Link, wenn Sie mit der neuen Promotionsordnung eher 

*zufrieden* sind: [LINK] 

Klicken Sie bitte auf diesen Link, wenn sich Zufriedenheit und Unzufriedenheit mit der 

neuen Promotionsordnung *in etwa die Waage halten*: [LINK] 

Klicken Sie bitte auf diesen Link, wenn Sie mit der neuen Promotionsordnung eher 

*unzufrieden* sind: [LINK] 

Klicken Sie bitte auf diesen Link, wenn Sie *keine Einschätzung* der neuen 

Promotionsordnung abgeben können oder wollen: [LINK] 

Vielen Dank für Ihre Teilnahme! 

Den Text der neuen Promotionsordnung �inden Sie hier: [LINK] 

Mit freundlichen Grüßen, 
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Fragebogen

Nachbefragung zum Online-Prozess

Vielen Dank für Ihre Teilnahme. Im Folgenden haben wir noch einige kurze 
Fragen, um deren Beantwortung wir Sie bitten.

[falls die Antwort in der E-Mail Zufriedenheit mit der Promotionsordnung signalisierte]

Sie haben angegeben, dass Sie insgesamt mit der neuen Promotionsordnung eher 

zufrieden sind. Gab oder gibt es dennoch Teile in der neuen Promotionsordnung, 

mit denen Sie eher unzufrieden sind?

⎕ nein ⎕ ja (Welche?)

[falls die Antwort in der E-Mail Unzufriedenheit oder sowohl Zufriedenheit als auch 
Unzufriedenheit mit der Promotionsordnung signalisierte]

Gibt es Teile in der neuen Promotionsordnung, mit denen Sie besonders 

unzufrieden sind?

⎕ nein ⎕ ja (Welche?)

Wie schätzen Sie den Änderungsbedarf bei der alten Promotionsordnung ein?

Wählen Sie den linken Button, wenn Sie den Änderungsbedarf als sehr groß 
einschätzen. Wählen Sie den rechten Button, wenn Sie keinerlei Änderungsbedarf 
sehen. Wählen Sie einen der drei mittleren Buttons, um Ihre Einschätzung 
entsprechend abzustufen.

sehr groß ⎕⎕⎕⎕⎕ gar keinen

Wie zufrieden sind Sie mit der Online-Diskussion und Online-Erarbeitung der neuen 

Promotionsordnung?

sehr zufrieden ⎕⎕⎕⎕⎕ sehr unzufrieden

Unabhängig davon, ob Sie sich online über die Plattform an dem Prozess der 

Neugestaltung beteiligt haben: Haben Sie eventuell auf anderen Wegen versucht, 

Ein�luss auf die Gestaltung der Promotionsordnung zu nehmen (z.B. durch eine direkte 

E-Mail an den Prodekan, Diskussion im Fakultätsrat, etc.)?

⎕ nein ⎕ ja
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Auf der Online-Plattform waren alle TeilnehmerInnen mit ihren Klarnamen eindeutig 

identi�izierbar. Halten Sie dies für sinnvoll, oder sollten die TeilnehmerInnen an einer 

solchen Diskussion lieber anonym bleiben können?

⎕ alle TeilnehmerInnen sollten anonym sein

⎕ die TeilnehmerInnen sollten die Wahl haben, ob sie identi�izierbar sein wollen 

oder nicht

⎕ alle TeilnehmerInnen sollten mit Klarnamen identi�izierbar sein

Wie oft haben Sie die Plattform während der Online-Phase, d.h. zwischen 2. Juli und 30.

September 2013, besucht?

⎕ täglich

⎕ mehrmals wöchentlich

⎕ einmal in der Woche

⎕ seltener

⎕ nie

Welche der folgenden Funktionen haben Sie auf der Online-Plattform mindestens einmal 

genutzt? (Mehrfachnennungen sind möglich)

⎕ einen Vorschlag oder einen Kommentar bewertet (zugestimmt oder 

abgelehnt)

⎕ einen Kommentar verfasst

⎕ einen eigenen Vorschlag gemacht

⎕ nichts davon 

Bitte lesen Sie sich die folgenden Aussagen durch und geben Sie für jede einzelne 

an, wie stark Sie dieser zustimmen.
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[Jede Option hatte folgende Auswahlmöglichkeiten:

stimme voll und ganz zu ⎕⎕⎕⎕⎕ stimme gar nicht zu ⎕ weiß nicht ]

1. Während der Online-Diskussionsphase habe ich mich außerhalb der Plattform 

regelmäßig mit Kolleginnen und Kollegen über die Neugestaltung der 

Promotionsordnung unterhalten.

2. Ich denke, dass durch die Online-Diskussion die Promotionsordnung an Qualität 

gewonnen hat.
3. Ich denke, dass die Vorschläge und Positionen aus der Online-Diskussion adäquat 

in die Promotionsordnung integriert wurden.

4. Ich denke, dass die auf der Online-Plattform formulierten Meinungen mit 

Argumenten untermauert wurden.

5. Ich denke, dass die Teilnehmer respektvoll miteinander umgegangen sind.

6. Ich denke, dass meine Vorschläge und Abstimmungen tatsächliche Auswirkungen 

auf die Promotionsordnung hatten.

Falls Sie Sie noch weitere Anmerkungen zum Online-Prozess oder zur Befragung haben, 

nutzen Sie dafür bitte das folgende Eingabefeld.

Anhang B

Umsetzung von externen Standards

Die hier beschriebene Überarbeitung der Promotionsordnung wurde unter anderem
vor dem Hintergrund einer deutschlandweiten Reformdebatte des deutschen Promo-
tionsverfahrens vorgenommen. Im Lichte bekannt gewordener Betrugsfälle zielte
diese Debatte vor allem auf die Qualitätssicherung von Promotionen ab. Dazu gab
es zum Zeitpunkt der Durchführung des Verfahrens im zweiten Halbjahr 2013 zahl-
reiche Vorschläge. Eine Auswahl davon stand den Teilnehmerinnen und Teilnehmern
des hier beschriebenen Online-Verfahrens durch Verlinkung auf der Plattform zur In-
formation zur Verfügung. Im Folgenden wurden die Vorschläge von Wissenschafts-
rat, Hochschulrektorenkonferenz sowie des Allgemeinen Fakultätentags zusammen
mit dem Hochschulverband ausgewertet und daraus die zentralen Empfehlungen zur
Qualitätssicherung extrahiert, die explizit in Promotionsordnungen geregelt werden
können.

Diese Vorschläge reflektieren die Positionen der wichtigsten Institutionen zur Ver-
tretung der Belange von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern in Deutschland.
Als Ergebnis der internen Diskussion im Kreise der Experten können diese Positio-
nen als „best practice“ Standards für Promotionsverfahren angesehen werden, die
durch Regelungen in der Promotionsordnung umzusetzen sind. Die einzelnen Emp-
fehlungen unterscheiden sich in Reichweite und Detailierungsgrad, jedoch ergeben
sich im Wesentlichen übereinstimmende Anforderungen. Die folgende Tabelle gibt
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einen Überblick darüber, wer welche Empfehlungen abgegeben hat und inwieweit
diese in der im Online-Verfahren entwickelten Promotionsordnung umgesetzt wer-
den. Die von mindestens zwei Gremien vorgeschlagenen Empfehlungen sind grau
hinterlegt.

Tab. B.1 Vergleich der im Online-Verfahren entwickelten Promotionsordnung mit den Empfehlungen
von deutschen Wissenschaftsorganisationen

Empfehlung WRa HRKb AFT/DHVc In neuer
Ordnung
umgesetzt

Auswahl & Zulassung

Klar definierte Zulassungskriterien x x x

Zulassung zur Promotion durch Fakultät x x x x

Fast-Track Promotion (mit BA) erfordert
begleitendes Master-Studium

x x x

Registrierung zu Promotionsbeginn x x x

Betreuung

Betreuungsvereinbarung zwischen Betreuen-
den & Promovierenden

x x x x

Regelmäßige Treffen x x x x

Begrenzung der Promovierenden pro Betreu-
er/in

x x (x)

Der Promotion förderliches Arbeitsumfeld,
z. B. ausreichend Gelegenheit zur Arbeit an
Promotion, Einbindung in Teams, Kolloquien

x x

Zusätzliche Betreuer für jeden Promovieren-
den

(x) x x

Ombuds-/Konfliktschlichtungsstelle x x x (x)d

Unterstützung für externe Promovierende x x x

Geregeltes Verfahren für Promotionsabbruch x x

Bewertung

Trennung von Betreuung und Begutachtung x

Begutachtung durch nicht derselben Hoch-
schule angehörige Personen

x x (x) (x)e

Promovierende erhalten vor Disputation Mög-
lichkeit zur Einsicht in Gutachten

x x

Drittgutachten (x) (x)f

Disputation (statt Rigorosum) x x x

Öffentliche Prüfung x x x

Vierköpfige Prüfungskommission x x x

Öffentliche Auslegung der Promotionsschrift x x

Binäre Benotung: bestanden/„mit Auszeich-
nung“

x

Ermöglichung publikationsbasierter Promo-
tionen bei klaren Regeln

x (x) (x)
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Tab. B.1 Vergleich der im Online-Verfahren entwickelten Promotionsordnung mit den Empfehlungen
von deutschen Wissenschaftsorganisationen (Fortsetzung)

Empfehlung WRa HRKb AFT/DHVc In neuer
Ordnung
umgesetzt

Wissenschaftliches Fehlverhalten

Abgabe der Primärdaten mit Promotion x

Stichprobenartige Überprüfung auf Fehlver-
halten

x x x

Belehrung über Regeln guter wissenschaftli-
cher Praxis

x x x x

Eidesstattliche Versicherung über Eigenstän-
digkeit der erbrachten Leistung

x (x) x

Abgabe einer elektronischen Version x x

Geregeltes Verfahren für Titelentzug x x x

Quellen: aWissenschaftsrat (2011), bHochschulrektorenkonferenz (2012), cAllgemeiner Fakultätentag,
Fakultätentage und Deutschen Hochschulverband (2013). drealisiert durch Einführung von Mentoren enur
zur Vergabe der Bestnote fbei Abweichungen der vorgeschlagenen Prädikate um mehr als eine Note oder
zur Vergabe der Bestnote
Die von mindestens zwei Gremien vorgeschlagenen Empfehlungen sind kursiv hervorgehoben. Die letzte
Spalte zeigt an, ob diese Empfehlungen in der aktuell geltenden Promotionsordnung umgesetzt wurden,
wobei Empfehlungen, die im Rahmen des hier beschriebenen Online-Verfahrens neu hinzugekommen
sind, fett hervorgehoben sind
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